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(Nr. 14028.) Geſetz, betreffend die Errichtung der Stiftung „Preußenhaus“. Vom 26. Oktober 1933. nr 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: U 
8 1. 0 110 N 17 
Zur Pflege des Reichsgedankens auf der Grundlage der nationalſozialiſtiſchen 1 0 
wird als ſichtbares Zeichen der auf die Verwirklichung des einigen Deutſchlands gerichteten geſchicht⸗ 
lichen Sendung Preußens und als bleibendes Denkmal ſeiner großen Vergangenheit unter dem 


Namen 8 
„Preußenhaus 
eine Stiftung mit dem Sitze in Berlin errichtet. 
8 2. 


() In die Stiftung werden die Grundſtücke Prinz⸗Albrecht⸗Straße 5 und Leipziger Straße 3 
und 4 in Berlin eingebracht. Sie ſind zu Veranſtaltungen, Tagungen und ähnlichen Zwecken des 
Reichs, öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften und von Organiſationen der NSDAP. bereitzuhalten. 

(2) Der Staat übernimmt die Verpflichtung, die auf den Grundſtücken errichteten Baulichkeiten 
dauernd zu unterhalten und die Koſten der Verwaltung zur Verfügung zu ſtellen. 

(3) Die Verwendung von Teilen der Grundſtücke für den preußiſchen Dienſtgebrauch bleibt, 
ſolange hierzu ein Bedürfnis beſteht, unberührt. 

8 3. 

Vorſtand der Stiftung iſt der Preußiſche Miniſterpräſident. Er ernennt den geſchäftsführenden 
Stiftungsvorſtand aus der Reihe der Staatsminiſter. Dieſer führt die Amtsbezeichnung „Präſident 
der Stiftung Preußenhaus“. Er führt das Staatsſiegel mit der Umſchrift „Präſident der 
Stiftung Preußen haus“. 

8 4. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Vorſtand der Stiftung im Ein⸗ 

vernehmen mit dem Finanzminiſter. 
8 
Den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes beſtimmt der e e 


Berlin, den 26. Oktober 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Popitz. Wert 
zugleich als Miniſter des Innern. 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 26. Oktober 1933. a 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Geſetzſammlung 1933. (Nr. 1402814 030.) 72 


404 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 72, ausgegeben am 25. 11. 33. 


(Nr. 14029.) Geſetz über die Verſorgung der Schutzpolizeibeamten bei Zurruheſetzung, Entlaſſung 
und Entziehung oder Neufeſtſetzung der Verſorgungsbezüge nach dem Reichsgeſetze zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums. Vom 17. November 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. ; 

Schutzpolizeibeamte, auf welche die S$ 2 bis 4 des Reichsgeſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 175) in der Faſſung der Geſetze vom 
23. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 389), 20. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 518) und 22. Sep⸗ 
tember 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 655) angewendet werden oder hätten angewendet werden können 
(§ 9 Abſ. 5 aaO.), erhalten im Rahmen des Reichsgeſetzes die ihnen nach den Vorſchriften des 
Schutzpolizeibeamtengeſetzes vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) oder des Polizei⸗ 
beamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) zuſtehenden Verſorgungsbezüge mit 
den nachſtehenden Einſchränkungen. I; 


8 2. 

Kapitalabfindungen nach den 88 43 bis 56 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes oder den 88 32 
bis 42 des Polizeibeamtengeſetzes dürfen nicht gewährt werden; dasſelbe gilt von den Vorſchüſſen 
auf die Übergangsgebührniſſe und die Zulagen hierzu nach § 40 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes. 


§ 3. 

Der Polizeiverſorgungsſchein nach § 34 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes und der Beamten⸗ 
ſchein nach § 33 des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 12. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 989) in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1927 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 515) und der 
Verordnung des Reichspräſidenten vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl.1 S. 279) dürfen nicht erteilt 
werden. An die Stelle des Polizeiverſorgungsſcheins tritt die Zulage zu den Übergangsgebühr⸗ 
niſſen gemäß § 39 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes. 


Make § 4. 

Der Anſpruch auf Gewährung der einmaligen Umzugsentſchädigung nach § 60 des Schuß- 
polizeibeamtengeſetzes oder § 45 des Polizeibeamtengeſetzes wird ausgeſchloſſen; jedoch kann inner; 
halb der dort vorgeſchriebenen Friſt, ſpäteſtens aber bis zum 31. Dezember 1934, im Einzelfall 
auf Antrag eine Umzugsentſchädigung bis zur Höhe der nach den genannten Vorſchriften zu⸗ 
läſſigen Beträge gewährt werden, wenn und ſoweit beſondere Umſtände dies angemeſſen 
erſcheinen laſſen. 


§ 5. 

() Soweit den im § 1 genannten Schutzpolizeibeamten Kapitalabfindungen, Vorſchüſſe auf 
die Übergangsgebührniſſe und die Zulagen dazu oder Umzugsentſchädigungen ſchon gewährt 
worden ſind, werden ihnen dieſe Verſorgungsbezüge belaſſen, es ſei denn, daß dieſe Beamten unter 
die 88 2 oder 2a des Reichsgeſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums fallen. In 
dieſen Fällen werden die ſchon gewährten Kapitalabfindungen und Vorſchüſſe inſoweit zurück⸗ 
gefordert, als die ihrer Berechnung zugrunde gelegten laufenden Verſorgungsbezüge künftig fort⸗ 
fallen. Die Umzugsentſchädigung wird den Beamten belaſſen. 

(2) Ein etwa erteilter Beamtenſchein oder Polizeiverſorgungsſchein iſt in allen Fällen zu 
entziehen. An die Stelle des Polizeiverſorgungsſcheins tritt die Zulage zu den Übergangsgebühr⸗ 
niffen (§ 39 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes). Dieſe wird, wenn die Entſcheidung des Miniſters 
des Innern am Erſten eines Monats bekanntgegeben iſt, von dieſem Tage ab gewährt, im übrigen 
vom Erſten des Monats ab, der auf den Monat folgt, in dem die Entſcheidung des Miniſters 
des Innern bekanntgegeben iſt. 


VVV 
Soweit nach den Vorſchriften des Polizeibeamtengeſetzes Beamte anderer Dienſtzweige wie 
Schutzpolizeibeamte verſorgt werden, ſind die Vorſchriften dieſes Geſetzes auch auf ſie anzuwenden. 
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8 7. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften erläßt der Miniſter des 
Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 


88. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 8. April 1933 in Kraft. 


| Berlin, den 17. November 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten und den Miniſter des Innern: 


Popitz. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 17. November 1933. 


Für den Reichskanzler 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
In Vertretung: 


Popitz 


Staatsminiſter. 


(Nr. 14030.) Beſchluß über die Aufhebung veralteter Polizei⸗ und Strafgeſetze. Vom 31. Oktober 1933. 


Auf Grund des § 2 des Geſetzes über die Aufhebung veralteter Polizei- und Strafgeſetze 
vom 23. März 1931 (Geſetzſamml. S. 33) werden mit Zuſtimmung der beteiligten Fach⸗ 
miniſter die nachfolgenden Vorſchriften, ſoweit ſie noch in Geltung ſind, als veraltet aufgehoben: 

1. Kurfürſtlich Kölniſche Verordnung über die Jagd vom 3. Juli 1765 (Scotti, Sammlung 
der Geſetze und Verordnungen, welche in dem vormaligen Kurfürſtentum Köln ergangen 
ſind, 1. Abteilung 2. Teil S. 854); 

2. Reglement für das platte Land des Herzogtums Magdeburg zur Verhütung der Feuers⸗ 

brünſte vom 18. Januar 1772 (Novum Corpus Constitutionum Marchicarum S. 23 
für 1772); 

3. Feuer⸗ und Brandordnung für die Stadt Hamm und übrige Städte der Grafſchaft Mark 

vom 20. April 1773 (Novum Corpus Constitutionum Marchicarum S. 87 für 1773); 

4. Loi relative au régime, à la police et à Padministration des bacs et bateaux sur les 
fleuves, rivières et canaux navigables vom 26. November 1798 (von Daniels, Handbuch 
der für die Königlich Preußiſchen Rheinprovinzen verkündigten Geſetze, Verordnungen 
und Regierungsbeſchlüſſe aus der Zeit der Fremdherrſchaft Band 3 S. 772); 

5. Verordnung, betreffend das Sammeln der Wacholderbeeren und die Erhaltung der 
Wacholderſtauden oder Büſche, vom 9. Juli 1801 (Codex Constitutionum Osna- 
brugensium Teil 2 S. 820); 

6. Kabinettsorder wegen der Begnadigungsgeſuche zum Tode verurteilter Verbrecher vom 

15. Oktober 1810 (Rabe, Sammlung Preußiſcher Geſetze und Verordnungen Band 10 
S. 436); 

7. Verordnung gegen das Abſtreifen, Abkämmen und das unzeitige Einſammeln der 


Wacholderbeeren vom 22. Juli 1814 (Hagemann, Sammlung der hannöverſchen Landes⸗ 
verordnungen und Ausſchreiben des Jahres 1814 S. 638); 
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8. die Kabinettsordern, betreffend Befugnis des Generalpoſtmeiſters zur Ermäßigung und 
zum Erlaß der in Poſtkontraventions⸗ und Poſtdefraudationsſachen erkannten Geld⸗ 
ſtrafen, vom 3. Dezember 1828 und vom 22. Januar 1829 (Jahrbuch für die preußiſche 
Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtsverwaltung Band 50 S. 230 und 231); 

9. Kabinettsorder über das Verfahren, wenn ein zum Tode Verurteilter nach Publikation 
des beſtätigten Todesurteils ein Begnadigungsgeſuch anbringt, vom 31. Januar 1836 
(Jahrbuch für die preußiſche Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtsverwaltung 
Band 47 S. 382); 

10. Hohenzollern⸗Sigmaringiſches Geſetz, betreffend die Verſicherung der Gebäude und Mo⸗ 
bilien, vom 28. April 1849 (Sammlung der Geſetze und Verordnungen für das Fürſten⸗ 
tum Hohenzollern⸗Sigmaringen von 1847 bis 5. April 1850 Band 8 S. 203); 

11. Feuerordnung für das Fürſtentum Oſtfriesland und das Harlingerland vom 9. Februar 
1863 (Hann. Geſetzſammlung I. Abt. S. 19); 

12. 88 121 bis 124 der Deich- und Abwäſſerungsordnung für die Grafſchaften Hoya und 
Diepholz vom 22. Januar 1864 (Hann. Geſetzſamml. I. Abt. S. 11), ſoweit darin eine 
Strafe angedroht iſt. 


Berlin, den 31. Oktober 1933. 


Zugleich für den Preußiſchen Miniſter des Innern 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Kerrl. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Oktober 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Uberlandzentrale Helmſtedt, Aktien⸗ 
geſellſchaft in Helmſtedt, für den Bau einer 50 000 Volt⸗Leitung zur Übertragung elektri⸗ 
ſcher Energie zwiſchen dem Dampfkraftwerke bei Harbke und dem Umſpannwerk in Oker 
durch die Amtsblätter der Regierung in Magdeburg Nr. 43 S. 218, ausgegeben am 28. Ok⸗ 
tober 1933, u. der Regierung in Hildesheim Nr. 43 S. 145, ausgegeben am 28. Oktober 1933; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Oktober 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Neubeckum für den chauſſee⸗ 
mäßigen Ausbau einer in Verlängerung der Brockſtraße herzuſtellenden Verbindungsſtraße 
zur Straße nach Warendorf 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 45 S. 167, ausgegeben am 11. November 1933. 
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